
Vortrag: WSI-Gleichstellungstagung, Berlin, September 2015 

Eine andere Arbeitspolitik für die Gleichstellung: Was können betriebliche Akteure für die 

Gleichstellung der Geschlechter tun? Plädoyer für eine „geschlechtergerechte, kooperative 

Arbeitspolitik“ 

Maria Funder  

Einleitung 

Im Zentrum meiner Überlegungen steht die Frage einer anderen Arbeitspolitik für die Gleich-

stellung. Bevor ich mich jedoch auf die Suche nach dieser „anderen“, geschlechtergerechten 

Arbeitspolitik mache, komme ich nicht umhin zunächst auf die Hürden hinzuweisen, die da-

bei zu nehmen sind. Probleme bereiten gegenwärtig nicht nur die tiefgreifenden Umbrüche 

der Arbeitswelt selbst, wie die zunehmende Flexibilisierung, die Entgrenzung von Arbeit und 

Leben, die anhaltende Prekarisierung und die parallel hierzu auszumachenden „Selbstver-

schuldungsmythen“. Vielmehr ist gegenwärtig auch im Hinblick auf das Thema Gleichstellung 

und die Geschlechterforschung ein spürbarer Gegenwind auszumachen. Statements wie: „so 

viel Gleichstellungspolitik war noch nie“ oder „es gibt weitaus wichtigere gesellschaftliche 

Themen“ machen das deutlich. Zu nennen sind aber auch neue Biologismen oder Aussagen 

wie: „Geschlechterforschung sei Geschlechterwahnsinn“ und Gender Mainstreaming führe 

zu „überflüssigem Gender Gaga“. Hinzu kommt der neue Anti-Feminismus, der quasi die 

Spitze dieses wachsenden Eisbergs bildet. Es stellt sich also die Frage, wie die nicht abeb-

bende Woge der Kritik zu erklären ist und was daraus folgt.  

Eine Erklärung ist sicherlich darin zu sehen, dass wir – wie Ilse Lenz (2013) es formuliert – 

zurzeit in einer Phase des Übergangs zu einer „flexibilisierten Geschlechterordnung“ leben, 

die tiefgreifende Unsicherheiten und Unübersichtlichkeiten produziert und mit neu aufbre-

chenden Geschlechterkonflikten einhergeht, die all diesen Strömungen einen hervorragen-

den „Resonanzboden“ liefert. Kritik an der Geschlechterforschung ist zwar grundsätzlich 

nichts Neues, was gegenwärtig jedoch zu beobachten ist, das ist nicht nur die zunehmende 

Schärfe, sondern vielmehr auch der Ruf nach ihrer Abschaffung, denn sie sei antiquiert und 

daher überflüssig. Wir leben – so ein häufig zu hörendes Statement – doch schon längst in 

einer modernen, egalitären Welt, in der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung hoch ge-
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schätzt werden. Selbst betriebliche Akteure sind fest davon überzeugt, dass Diskriminierung 

nichts in modernen Unternehmen zu suchen hat, was sich z.B. in der folgenden Aussage ei-

nes HR-Manager widerspiegelt: „Aber solange ich im Personalwesen bin und bei Pharmabeta 

überhaupt, habe ich immer das Gefühl gehabt, dass wir nicht diskriminieren (…) und darauf 

bin ich auch ganz stolz“ (Funder/ Sproll 2012). 

Gibt es also in Anbetracht der Fortschritte auf dem Feld der Gleichstellung – die mittlerweile 

sogar zur „globalen Leitnorm“ (Lenz 2013) geworden ist – tatsächlich schon bald keinen 

Grund mehr, sich weiterhin mit dem Thema Geschlechterungleichheit und Chancengleich-

heit auseinanderzusetzen? Und warum sollten wir uns mit einer geschlechtergerechten Ar-

beitspolitik befassen, wenn von Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern keine Rede 

mehr ist, sondern nur noch von genetisch- oder leistungsbedingten Unterschieden?  

In meinem Beitrag möchte ich mich für ein neues Verständnis von Arbeitspolitik stark ma-

chen, das nicht nur in der Lage ist, die neuen Legitimationsstrategien zur Aushebelung struk-

tureller Gleichstellungspolitik zu entlarven, sondern auch aktuelle Entwicklungen, wie die 

Herausbildung eines neuen Arbeits- und Leistungsregimes, kritisch hinterfragen. Zu nennen 

ist hier vor allem das Auseinanderdriften von Arbeits- und Lebenssphären und die Krise der 

Reproduktions- und Sorgearbeit (vgl. u.a. Aulenbacher/ Dammayr 2014; Aulenbacher/ 

Riegraf/ Völker 2015). Ist von Arbeitspolitik die Rede, muss zunächst erklärt werden, wovon 

überhaupt gesprochen wird (Teil 1). Da die einschlägigen arbeitspolitischen Konzepte nach 

wie vor im Kern „genderblind“ sind, bedarf es eines gendersensiblen Konzepts. Martina 

Sproll und ich haben hierzu einen Vorschlag entwickelt, der an Burawoys „politics of produc-

tion“ anknüpft und zudem auf den Bourdieuschen Werkzeugkasten zugreift (vgl. Funder/ 

Sproll 2012).  

Dass ein erweiterter arbeitspolitischer Ansatz für die Forschung ein Gewinn ist, werde ich 

schlaglichtartig anhand ausgewählter empirischer Befunde erklären (Teil 2). Ob es – selbst 

wenn unsere Forschungsergebnisse nicht gerade Optimismus verbreiten – dennoch Chancen 

für eine geschlechtergerechte, kooperative Arbeitspolitik gibt, ist am Ende die Frage (Teil 3). 

Was im Weiteren erwartet werden kann, ist kein Lösungsansatz und erst recht - um erst gar 

keine falschen Erwartungen zu wecken - keine Handlungsanweisung für betriebliche Ak-

teur_innen. Was ich ihnen aber liefern kann, sind Schlussfolgerungen und weitergehende 

Überlegungen aus einer kritischen wissenschaftlichen Beobachtungsinstanz.  
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1  Arbeitspolitik aus einer Genderperspektive: „Gender Politics of (Re)Production“  

Wer aktuelle Veränderungen in der Arbeitswelt untersuchen will, kommt nicht ohne einen 

Kompass, also ein differenziertes Analysekonzept von Arbeitspolitik aus. In einer jüngst ab-

geschlossenen Studie haben wir einen Vorschlag für ein um die Dimension Geschlecht erwei-

tertes Konzept von Arbeitspolitik entwickelt. Es basiert zum einen auf dem Ansatz von Ar-

beitspolitik von Michael Burawoy (1979, 1985) und seinen Überlegungen zur Wirkungsmacht 

von „politics of production“. Zum anderen auf Arbeiten von Pierre Bourdieu, der viel zur Er-

klärung sozialer Ungleichheit und der in vielerlei Hinsicht noch ungebrochenen „männlichen 

Herrschaft“ beigetragen hat. Kurzum, ohne ein um die Geschlechterdimension erweitertes 

Konzept von Arbeitspolitik ist es nicht möglich, Ursachen der nach wie vor recht massiven 

Beharrungskraft altbekannter Geschlechterungleichheiten zu entschlüsseln oder gar Wand-

lungsprozesse, Widersprüche und Paradoxien zu erkennen. Mit anderen Worten: arbeitspoli-

tische Ansätze sind nur dann zielführend, wenn man sie zugleich immer auch als Geschlech-

terpolitik begreift, deren Ausgestaltung von vielerlei Faktoren abhängt, angefangen vom 

Ausmaß der betrieblichen Gendersensibilität bis hin zu überbetrieblichen Rahmenbedingun-

gen, die Gleichstellung fördern und eine fürsorgliche Praxis überhaupt erst zulassen.  

Michael Burawoy bietet hierzu einige Anknüpfungspunkte, denn es konzentriert sich sowohl 

auf die Wirkungsmacht betrieblicher wie überbetrieblicher Prozesse. Arbeitspolitik umfasst 

also zum einen die „relations in production“ – angefangen von der Ausgestaltung der Ar-

beitsorganisation, über die Arbeits(zeit)gestaltung und Entgeltregelungen bis hin zur Leis-

tungspolitik. All dies ist aber nur zu verstehen, wenn auch die vorherrschenden, historisch 

gewachsenen politischen, sozialen und ökonomischen Konstellationen, in die Unternehmen 

und Betriebe eingebettet sind, also die „relations of production“, Berücksichtigung finden. 

Hierzu gehören z.B. die staatliche Arbeits(markt)- und Wohlfahrtspolitik, die Kräfteverhält-

nisse auf Märkten (z.B. in Branchenfeldern) und die industriellen Beziehungen.  

Burawoys Konzept ist inspirierend, vernachlässigt jedoch die Verwobenheit mit den Ge-

schlechterverhältnissen. Und so haben wir in die Burawoysche Kernkonzeption der „politics 

of production“ eine Genderperspektive eingezogen und sie zu einer „gender politics of 

(re)production“ ausgebaut. Nun ist es möglich, die Wechselwirkungen zwischen der Produk-

tions- und Reproduktionssphäre und die hier vorherrschenden Geschlechterasymmetrien, 
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wie etwa betriebliche Segregationsprozesse und die geschlechtliche Arbeitsteilung der Haus- 

und Sorgearbeit, in ein Konzept von Arbeitspolitik zu integrieren.  

Allein der Blick auf die betrieblichen Geschlechterstrukturen und die Wirkungseffekte der 

„(gender)relations of (re)production“ führt jedoch noch nicht zum Ziel, was uns veranlasst 

hat, an Bourdieu anzuknüpfen (vgl. u.a. Bourdieu 1997, 2005). So bietet das Konzept der 

symbolischen Gewalt z.B. eine Erklärung für die anhaltende Reproduktion von Geschlechter-

ungleichheiten, die – wie Beate Krais (2011) es formuliert – in den „Köpfen und Herzen 

(sitzt)“ und somit auf Einverständnis, Zustimmung und Mitwirkung der Beherrschten beruht. 

Genau dieser symbolische Schleier führt zur Ver- und Anerkennung, Verdeckung und Neutra-

lisierung von Machtverhältnissen und Geschlechterasymmetrien und macht es schwer, zu 

einer geschlechtersensiblen, geschweige denn zu einer geschlechtergerechten Konzeption 

von Arbeitspolitik zu gelangen (vgl. u.a. Funder 2014a). Denn gerade in wissensbasierten, 

postmodernen Unternehmen – also den Vorreitern der neuen Arbeitswelt – hat sich eine 

von allen mitgetragene „Illusio“ herausgebildet, der zufolge Karrierechancen, Entgelt und 

Boni-Zahlungen ausschließlich – so das in den Betrieben vorherrschende Verständnis – auf 

individueller Leistungsfähigkeit und Kompetenz, Eigenverantwortung, Engagement und Fle-

xibilität basieren. Geschlecht kann und darf bei dieser ergebnisbezogenen Leistungsbewer-

tung kein Thema sein.  

Um diese Position kritisch zu hinterfragen, bedarf es eines Verständnisses von Arbeitspolitik, 

das hinter die Fassaden schaut und dem vorherrschenden „Ungleichheitstabu“ bzw. „Gleich-

heitscredo“ nicht auf den Leim geht. Im Fokus stehen muss daher ein Analysekonzept von 

Arbeitspolitik, dass in der Lage ist, die Strategien der Legitimation und gleichzeitigen De-

Thematisierung von Geschlechterungleichheiten sowie die vorherrschenden „Egalitätsmy-

then“ zu entlarven (vgl. hierzu u.a. Funder et al. 2006, Funder 2014b). Das ist in den letzten 

Jahren nicht einfacher geworden, denn die Legitimationsstrategien sind zunehmend subtiler 

und wandlungsfähig. Mithin gibt es wohl kaum noch ein Unternehmen, das Chancengleich-

heit ablehnt. Im Gegenteil, betont wird, dass das Geschlecht keine Rolle spielt. Irene Dölling 

(2007) spricht daher auch von einem „universalistischen Code“, der nur noch „den Men-

schen als Menschen“ kennt. Mit anderen Worten: Die nach wie vor auszumachende Persis-

tenz der Geschlechtersegregation wird in erster Linie als ein Ausdruck individueller Leis-

tungsfähigkeit gesehen, vielfach auch als ein Resultat des Arbeitsmarktverhaltens von Frau-
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en und ihrer Berufsentscheidungen, also im Grunde eines Selbstausschlusses, frei nach dem 

Motto „selber schuld!“. Wie all dies durch ein erweitertes Konzept von Arbeitspolitik aufge-

schlüsselt werden kann, sollen einige wenige Schlaglichter auf unsere Befunde deutlich ma-

chen.  

2  Arbeits- und Geschlechterpolitik – Schlaglichter aus der Forschung 

Entsprechend unseres Verständnisses von Arbeitspolitik sind hier vor allem zwei Analysefel-

der zentral: zum einen die (A) „relations in production“ und zum anderen die B) „relations of 

(re)production“. 

Analysefeld (A) „relations in production“: Was sich gegenwärtig – und zwar nicht nur in den 

von uns untersuchten Pharma- und Biotech-Unternehmen – abzeichnet, ist ein Trend in 

Richtung eines individualisierten Leistungsregimes. Nun kann ich hier nicht auf alle Aspekte 

dieses neuen Arbeitsregimes eingehen, zur Veranschaulichung daher nur ein paar Stichwor-

te: Charakteristisch ist nicht nur die Entgrenzung und Flexibilisierung von Arbeitszeiten, son-

dern auch die Devise: „Pay for Performance, not for Presence“. Damit ist ein Kontrollregime 

benannt, das auf Vertrauensarbeitszeit und nicht auf Anwesenheitszeit beruht. Dieses wird 

durchaus positiv bewertet, da es Freiräume eröffnet. Gleichwohl zeigt sich aber auch, dass 

es den individuellen Druck erhöht, Projekte erfolgreich – um nahezu jeden Preis (selbst auf 

Kosten der Gesundheit) – zum Abschluss bringen zu müssen.  

Ein solches Leistungsregime bedarf einer allgemeinen Zustimmung, eines Konsens. Vorherr-

schend ist eine auf Gegenseitigkeit beruhende Form des Tausches, für den das Bild des „Ge-

bens und Nehmens“ steht: Das weitgehende Engagement der Beschäftigten wird umgekehrt 

durch das Entgegenkommen des Unternehmens belohnt, z.B. durch eine besondere indivi-

duelle (Be-)Förderung, Gehaltserhöhung oder Bonuszahlung; aber auch bei persönlichen 

Problemen, wie etwa Krankheiten oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, werden Lö-

sungen angeboten. In einem solchen System des „Gebraucht-Werdens“ und „Alles-Gebens“ 

geht schnell unter, dass die Leistungsnorm mit der Erwartung eines uneingeschränkten Ein-

satzes für das Unternehmen verknüpft ist.  

Dennoch handelt es sich bei den Beschäftigten nicht einfach um „Opfer“ des neuen Leis-

tungsregimes, vielmehr sind sie selbst in diesen Prozess involviert, was die Widersprüchlich-

keit und Ambivalenz noch einmal besonders deutlich zum Ausdruck bringt. Auszumachen ist 
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zudem eine unterschiedliche Betroffenheit, die vielfach als individuelle, selbst gewählte Ar-

beits- und Lebenspräferenz verstanden wird. So wurde auch eine ungleiche Behandlung von 

Männern und Frauen in den Interviews vehement zurückgewiesen. Die Wirkungsmacht 

„symbolischer Gewalt“ wie der „Leistungsillusio“ wird jedoch gerade hier deutlich, denn her-

ausgebildet hat sich ein stark individualisiertes, scheinbar geschlechtsneutrales Leistungsre-

gime. Blickt man jedoch genauer hin, spiegeln die Strukturen eine deutliche Kontinuität von 

Geschlechterhierarchien wider, was auf ein anhaltendes, „hartnäckiges Steckenbleiben“ 

(Wetterer) in alten Geschlechtermustern verweist, die jedoch durch die vorherrschende Leis-

tungs- und Selbstbestimmungskultur überlagert werden.   

Kurzum: Dreh- und Angelpunkt zur Erklärung dieses offensichtlichen Widerspruchs zwischen 

dem normativen Gleichheitsanspruch auf der einen und den nach wie vor bestehenden Ge-

schlechterungleichheiten auf der anderen Seite ist die „Illusio des individualisierten Leis-

tungsregimes“. Sie ist der Ausgangspunkt für die subtilen und kaum sichtbaren Machtpro-

zesse bzw. die „symbolische Gewalt“, die dazu beigetragen hat, dass sich „Egalitätsmythen“ 

herausbilden konnten und Geschlechtersegregationen, wie Verteilungsasymmetrien bis hin 

zur geschlechtlichen Arbeitsteilung, immer wieder reproduzieren und nicht grundsätzlich in 

Frage gestellt werden.  

Parallel hierzu hat eine deutliche Zunahme von Differenzierungen zwischen Beschäftigten-

gruppen (auch zwischen Frauen) stattgefunden, die – ganz unabhängig von der Leitidee von 

der „Betriebsfamilie“ – eine hochgradige Vereinzelung zur Folge hat. Zu beobachten ist somit 

ein Trend in Richtung Ent-Solidarisierung, zumal die vorherrschenden Strategien kollektiver 

Interessenregulierung – soweit es sie denn überhaupt noch gibt – mit der zunehmenden He-

terogenität und Differenzierung von Interessenlagen vielfach überfordert sind und daher oft 

ins Leere laufen. Hinzu kommt eine fortschreitende Erosion (Pharmaindustrie) sowie eine 

weitgehende Ablehnung (Biotech-Industrie) kollektiver Formen der Interessenvertretung. 

Beschäftigte wollen und müssen verstärkt ihr eigenes Verhandlungsgeschick einsetzen, was 

habituell und entsprechend der individuellen Verfügung über kulturelles, soziales und sym-

bolisches Kapital variiert. Daher lautet ein zentrales Ergebnis: Diskriminierende Geschlech-

terklassifikationen werden gleichzeitig relevanter, widersprüchlicher und unsichtbarer.  

Unternehmen und Betriebe befinden sich nicht in einem „luftleeren Raum“, daher bedarf es 

immer auch eines Blicks auf die „relations of production“. 
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Analysefeld (B) „relations of production“: Hierzu ebenfalls nur einige Stichworte zur Illustra-

tion: Zu nennen ist zum einen die Wirkungsmacht asymmetrischer Branchenkonfigurationen, 

die sich in den Beschäftigungskonditionen von Frauen und Männern widerspiegelt. Zum an-

deren gilt es aber auch, den „relations of reproduction“ Gewicht zu verleihen, denn die Aus-

gestaltung der betrieblichen Arbeits- und Geschlechterpolitik entwickelt sich nicht abgekop-

pelt von der vorherrschenden gesellschaftlichen Geschlechterordnung; im Gegenteil, auszu-

machen sind – vielfach sogar recht widersprüchliche – Wechselwirkungen. Mithin haben wir 

es auch im Hinblick auf die Geschlechterordnung mit einem umkämpften, sozial hergestell-

ten, und damit veränderbaren und sich selbst verändernden Feld zu tun, das sich gegenwär-

tig in einer Transformationsphase in Richtung einer „flexibilisierten Geschlechterordnung“ 

befindet. Was hieraus folgen kann, lässt sich im Feld der wissensbasierten Unternehmen gut 

beobachten. So ist gerade hier das Credo der Gleichheit als Norm und die Leitidee von der 

Selbstbestimmung des eigenen Lebens und Arbeitens bereits sehr dominant und spiegelt 

sich in dem bereits skizzierten individualisierten Leistungsregime mit ausgeprägter Rhetorik 

zur Gleichheit deutlich wider.  

Dass das neue individualisierte Leistungsregime Differenzierungen geradezu verschärft, zeigt 

vor allem ein Blick auf die Vereinbarkeitspolitik. Während in Biotechnologie Unternehmen 

das Problem der Vereinbarkeit weitgehend individualisiert wird, richtet sich die Vereinbar-

keitspolitik in den Pharmaunternehmen in erster Linie an hochqualifizierte Frauen in geho-

benen Positionen bzw. weibliches Nachwuchspotential und erst in zweiter Linie auf die we-

niger qualifizierten Arbeitskräfte, um die im Arbeitsmarkt auch weniger konkurriert wird. 

Damit werden durch die betriebliche Politik Differenzierungen wie Polarisierungen zwischen 

den Geschlechtern verstärkt. Unabhängig davon wirkt die Vielzahl der Angebote zur Verein-

barkeit, wie die große Anzahl an Teilzeitvarianten und sonstigen Unterstützungsmaßnah-

men, vielversprechend. Erst bei näherem Hinsehen erweist sich die Grundausrichtung der 

Vereinbarkeitspolitik als problematisch, denn sie beschränkt sich auf konservative familien-

politische Vorstellungen, die vielfach nicht von institutionalisierten Gleichstellungsmaßnah-

men, z.B. im Hinblick auf eine stärkere Aufstiegsförderung von Frauen, begleitet werden. Mit 

anderen Worten: Vereinbarkeitsmaßnahmen leisten keineswegs immer einen Beitrag zur 

Gleichstellung. Wir sind – und das belegen nicht nur unsere Ergebnisse – immer noch weit 

entfernt von der Umsetzung eines neuen „egalitären Leitbildes“, das Männern und Frauen 

eine gleichberechtigte Teilhabe an Erwerbsarbeit und Familie ermöglicht; selbst Vereinbar-
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keitsmaßnahmen laufen vielfach nicht auf eine Verankerung von Gleichstellung hinaus, son-

dern tragen zu einer Stabilisierung der altbekannten geschlechtlichen Arbeitsteilung bei, 

denn sie stützen eine konservative Familienpolitik. 

3  Fazit und Perspektiven einer geschlechtergerechten, kooperativen Arbeitspolitik 

Zwar geben branchen- und betriebsfallspezifische Analysen nur einen Ausschnitt der Wirk-

lichkeit wider, gleichwohl machen sie aber deutlich, dass es unter den Vorzeichen eines neu-

en Arbeits- und Leistungsregimes nicht gerade einfacher geworden ist, über Ansatzpunkte 

und Rahmenbedingungen nachzudenken, die einen Wandel der betrieblichen, über- und au-

ßerbetrieblichen Arbeits- und Geschlechterpolitik bewirken könnten. So hat das Spannungs-

verhältnis zwischen betrieblicher und außerbetrieblicher Lebenswelt eher zu- als abgenom-

men. Viel wird davon abhängen, ob es gelingt, die sich im Rahmen des neuen Leistungsre-

gimes verstärkende subtile De-Thematisierung von Geschlechterungleichheiten, die vielfach 

durch einen gekonnten Gender-Talk gestützt wird, zu durchbrechen, denn erst dann besteht 

eine Chance, Gleichstellungspolitik, die diesen Namen auch verdient, voranzubringen. Mit 

anderen Worten: Gleichheit lediglich als individuelle Wahlfreiheit oder als Chancengleichheit 

auf flexibilisierten Arbeitsmärkten zu verstehen, ist nicht gerade zielführend. Vielmehr 

kommt es darauf an, Gleichheit als ein Grundrecht zu begreifen, das auch im betrieblichen 

Alltag und der alltäglichen Praxis einer demokratischen Gesellschaft verankert sein muss.  

Mein Plädoyer läuft daher auf eine arbeitspolitische Neuausrichtung hinaus, die sich als ge-

schlechtergerecht und kooperativ versteht (vgl. auch Funder 2014a). Im Kern kann es sich 

hierbei nur um ein Mehrebenen-Modell handeln, das Akteure (die Mikro-Ebene), Betriebe 

und Branchenfelder (also die Meso-Ebene) sowie auch gesellschaftliche Politikfelder (die 

Makro-Ebene) berücksichtigen muss. Anknüpfungspunkte hierzu liefern:  

- Das Konzept der „eigensinnigen Arbeitspolitik“ (vgl. u.a. Nies/ Sauer), das den Blick auf 

die Mikroebene lenkt. Arbeitspolitischen Akteur_innen kommt hier eine große Relevanz 

zu, denn sie sind es, die durch ein proaktives Reproduktionshandeln dazu beitragen kön-

nen, dass Arbeit neu verteilt wird und die Sorglosigkeit gegenüber allem Reproduktiven 

in Frage gestellt wird. Das erfordert zum einen eine familiale Arbeitsteilung, die nicht auf 

eine einseitige geschlechtliche Zuordnung von Sorgearbeit hinausläuft. Zum anderen be-

darf es hierzu aber auch eines Rechts auf „Eigenzeit“ bzw. „Zeitsouveränität“, die auf ei-
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ne Lebenslaufperspektive abzielt. Allerdings muss die sich hier abzeichnende Heterogeni-

sierung auch wieder eingefangen werden, was nur durch Rahmenbedingungen möglich 

ist, die Spielräume zulassen, gleichwohl aber Standards setzen. Mit anderen Worten, „Ei-

gensinn“ ist wichtig, bedarf aber auch einer Einbettung in betriebliche und gesellschaftli-

che Kontexte.   

- Die Mesoebene des Betriebes stellt zweifelsohne den genuinen Austragungsort von Ar-

beitspolitik dar. Viel hängt daher von der Ausgestaltung der „relations in production“ ab, 

bei der Gleichstellung nicht als ein Randthema behandelt wird. Im Kern zielt eine „ge-

schlechtergerechte, kooperative Arbeitspolitik“ (Funder 2014a) auf eine beteiligungsori-

entierte Politik ab, die maßgeblich auf zentrale Stellschrauben betrieblicher Gestaltungs-

felder einwirkt, angefangen von der Arbeitszeit-, über die Entlohnungs- bis hin zur Karrie-

repolitik. Der Idealfall ist ein bottom-up Prozess, durch den eine Rahmensetzung zur 

Ausgestaltung einer verbindlichen Chancengleichheitspolitik geschaffen wird. Dabei sind 

Spannungen und Konflikte unvermeidlich. Sie ergeben sich durch das Interesse an Auto-

nomie und individueller Selbstbestimmung auf der einen Seite und dem Streben nach 

kollektiven Vereinbarungen über notwendige Mindeststandards und Rahmensetzungen 

auf der anderen Seite. Letztendlich kann es bei der Suche nach neuen Formen der Ar-

beitsregulation auch nicht bei einer Fokussierung auf den Einzelbetrieb bleiben. Gerade 

wissensbasierte Betriebe weisen fragile Formen der Arbeitsregulation auf, denen nur 

dann mehr Stabilität verliehen werden kann, wenn sich neue Strukturen herausbilden, 

das könnten arbeitsorientierte Partizipations- und Mitbestimmungsnetzwerke sein, die 

vorhandene Ressourcen besser nutzen und neue Ressourcen durch Kooperation schaf-

fen. So könnten z.B. auch Unvereinbarkeiten, die zwischen der Projektifizierung von Ar-

beit auf der einen und der individuellen Lebenslaufperspektive auf der anderen Seite be-

stehen, angegangen werden, die bislang vor allem Mütter in Karrieresackgassen treibt. 

- Um allerdings zu einem tiefgreifenden Wandel der Arbeitspolitik in Richtung einer ge-

schlechtergerechten, kooperativen Arbeitspolitik zu gelangen, muss auch an der gesell-

schaftlichen Makroebene angesetzt werden, also an der (Um)Gestaltung der Vielzahl der 

Politikfelder, die die vorherrschenden Arbeits- und Geschlechterarrangements bislang 

immer wieder stabilisieren. Gerade der widersprüchliche Wirkungszusammenhang zwi-

schen betrieblicher und außerbetrieblicher Arbeits- und Lebenswelt stellt nicht nur eine 
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Herausforderung an die Koordinations- und Synchronisationsleistung eines jeden Einzel-

nen dar, sondern erfordert auch eine nachhaltige, potential- und partizipationsorientier-

te Arbeits- und Beschäftigungspolitik sowie eine damit kompatible Rahmensetzung, die 

sich auch in der Arbeitszeit, Arbeitsmarkt-, Sozial- und Familienpolitik widerspiegeln 

muss. Zu nennen sind u.a. ein neues, flexibles Normalarbeitsverhältnis mit optionalen 

Wahlarbeitszeiten, die eng verkoppelt sein sollte mit der Verankerung von „Ziehungs-

rechten“, die – wie Mückenberger (2007, S. 196) vorschlägt – „über die Erwerbsbiografie 

hinweg (…) ein bestimmtes Zeitkontingent verfügbar machen“. Unverzichtbar ist zwei-

felsohne die Schaffung von quantitativ ausreichenden, bedarfsgerechten und gleichzeitig 

qualitativ anspruchsvollen Formen der Kinderbetreuung sowie die Möglichkeit, zu einer 

besseren Verzahnung zwischen Erwerbsarbeitszeiten, Familien-, Sorge- und sonstigen 

Aktivitätszeiten und externen öffentlichen „Taktgebern“ zu gelangen, sowie auch die 

Aufhebung des Ehegattensplittings usw.  

Institutionen – wie Geschlechterordnungen – verändern sich aber nicht nur durch neue 

Regeln, hinzukommen müssen auch normative und kognitive Umbrüche, die sich in den 

Köpfen abspielen. Gleichberechtigung in der Erwerbsarbeitssphäre ist somit nicht zu ha-

ben ohne eine Abkehr von traditionellen Formen der geschlechtlichen Arbeitsteilung, 

vorherrschenden Leitbildern (z.B. dem Familienernährer-Modell) und den immer noch 

sehr wirkungsmächtigen Geschlechterstereotypen bzw. „Gender-status-beliefs“, die nach 

wie vor noch sehr stark in den Köpfen von Frauen und Männern verankert sind und da-

mit zur Reproduktion der vorherrschenden Arbeits- und Geschlechterarrangements bei-

tragen.  

Mein Fazit lautet daher: Wenngleich aktuelle Studien – unsere eingeschlossen – bislang auch 

kaum Anhaltspunkte dafür liefern, dass sich die Spielräume für eine nachhaltige, ressour-

cenorientierte, partizipative Arbeitspolitik angesichts der gegenwärtig auf Maß- und Schran-

kenlosigkeit setzenden kompetitiven Ökonomie, die sich allen Reproduktionsanforderungen 

gegenüber ignorant („sorglos“) verhält, schlagartig vergrößern werden, gibt es dennoch kei-

nen Grund, auf die Leitidee einer „geschlechtergerechter, kooperativer Arbeitspolitik“ zu 

verzichten. Hierzu ist es allerdings notwendig, nicht nur „Gleichheitsfassaden“ und „Egali-

tätsmythen“ aufzuspüren, sondern sich auch auf konfliktreiche Aushandlungsprozesse einzu-

stellen, denn schließlich geht es bei einer Neuausrichtung der Arbeits- und Geschlechterpoli-
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tik immer auch um „Verteilungskämpfe“ – um Geld, Arbeit und Zeit. Institutionell verankerte 

Rechte und verbindliche Rahmenbedingungen haben daher keineswegs an Bedeutung verlo-

ren; im Gegenteil: Gerade Gleichstellungspolitik kommt weder ohne eine „Umverteilung“ 

noch einklagbare Regelungen („Hard Laws) aus, denn sonst wird sie schnell zu einer rein 

symbolischen Politik, wie aktuell das Beispiel der freiwilligen Quotenregelungen zeigt. Die 

Hürden auf dem Weg zu einer geschlechtergerechten Arbeitspolitik sind somit zweifelsohne 

hoch, aber nicht unüberwindlich.  
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